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erschienen war. Wenn auch § 5 Abs. 3 EheVerfO zu­
läßt, daß dag Gericht bei zweimaligem Ausbleiben 
des Verklagten auf Antrag des Klägers in die 
streitige Verhandlung eintritt und eine Entscheidung 
trifft, so ist es jedoch nicht angängig, in einem 
solchen Falle die Scheidung der Ehe auszusprechen, 
ohne versucht zu haben, den Verklagten durch eine 
Ordnungsstrafe zum Erscheinen vor Gericht anzu­
halten. Wenn das Gericht in der nunmehr statt­
findenden streitigen Verhandlung eine Entscheidung 
treffen kann, so wird es aber, abgesehen von den 
Fällen des § 3 EheVerfO, in der Regel verfehlt sein, 
sofort ein Urteil zu erlassen. Ein solches, auf die 
sorgfältige Sachaufklärung verzichtendes Verfahren 
entspricht nicht dem Wesen des Eheprozesses in der 
Deutschen Demokratischen Republik. Die Gerichte 
dürfen deshalb in solchen Fällen nur Beweis­
beschluß erlassen und Termin zur Beweisaufnahme 
und zur Fortsetzung der mündlichen Verhandlung 
an beraumen.

2. Wird das vorbereitende Verfahren oft schon nicht 
sorgfältig und gewissenhaft durchgeführt, so fehlt 
es auch nicht selten an einer gründlichen Vor­
bereitung des Termins zur streitigen mündlichen 
Verhandlung gemäß § 9 EheVerfO. Es ist eine zu 
formale Behandlung einer Ehesache, wenn das Kreis­
gericht Dresden (Land) in der Sache (L) Ra 187/56 
im Protokoll zur vorbereitenden Verhandlung ledig­
lich feststellt, diaß die Aussöhnung der Parteien 
nicht erfolgt ist und sie im Termin zur mündlichen 
Verhandlung ihre in den Schriftsätzen formulierten 
Anträge stellen werden. Dabei ist nicht berücksich­
tigt worden, daß sowohl in der Klageschrift als 
auch in der vorbereitenden Verhandlung behauptet 
worden war, daß der Kläger sich einer anderen 
Frau zugewandt habe. Als Beweis hierfür wurde 
lediglich die Vernehmung der Parteien angeboten. 
Das Gericht hätte aber, entsprechend der Pflicht zur 
gründlichen Sachaufklärung, bereits vor dem Ter­
min zur streitigen Verhandlung im Wege der pro­
zeßleitenden Verfügung nach § 272 b ZPO von Amts 
wegen alle Zeugen laden müssen, deren Ver­
nehmung zur Aufklärung der Sache dienlich er­
schien, wie es z. B. in einer ähnlich gelagerten Sache 
das Kreisgericht Niesky — Ra 41/56 — getan hat. 
Die Gerichte müssen jedoch darauf achten, diaß es 
grundsätzlich nicht zulässig ist, bereits in der vor­
bereitenden Verhandlung einen Beweisbeschluß zu 
erlassen, da dieser das Gericht hindert, die ihm 
gemäß § 9 EheVerfO obliegende Verpflichtung zu 
erfüllen, weil erst nach streitiger Verhandlung der 
Umfang der erforderlichen Beweisaufnahme zu 
übersehen ist.

3. Welche Bedeutung der vorbereitenden Verhandlung 
im Hinblick auf die Erziehungsfunktion des Gerichts 
beizumessen ist, geht auch aus §8 EheVerfO her­
vor, der dem Gericht ausdrücklich die Möglichkeit 
gibt, im Falle von Erfolgsaussichten eines Aussöh­
nungsversuches die vorbereitende Verhandlung 
innerhalb einer Frist von drei Wochen zu wieder­
holen.; Weiterhin haben die Gerichte die Möglich­
keit, auch in der vorbereitenden Verhandlung, und 
zwar dann, wenn eine dauerhafte Aussöhnung der 
Ehegatten möglich erscheint, von der Bestimmung 
des § 15 EheVerfO Gebrauch zu machen und das 
Scheidungsverfahren entsprechend den individuellen 
Erfordernissen jedes Einzelfalles für eine an­
gemessene Zeit, allerdings nur bis zu einem Jahr, 
au«zusetzen. Die Anwendung des §15 EheVerfO in

der vorbereitenden Verhandlung ist nicht etwa 
deshalb ausgeschlossen, weil diese Bestimmung 
unter den „Grundsätzen des streitigen Verfahrens“ 
aufgeführt ist. Auch die Verhandlung im vorberei­
tenden Verfahren dies Eheprozesses ist eine münd­
liche Verhandlung im Sinne des § 128 ZPO und 
§ 15 EheVerfO. Dieser Begriff ist also auch auf das 
vorbereitende Verfahren anwendbar. In beiden Tei­
len des Eheverfahrens, sowohl in der vorbereiten­
den als auch in der streitigen Verhandlung, liegt die 
Hauptaufgabe des Gerichts in der Aussöhnung der 
Ehegatten. Da aber die Bestimmung des § 8 Ehe­
VerfO wegen der sehr kurzen Frist keine Aussetzung 
darstellt, durch die eine an sich gestörte Ehe wieder 
in die richtigen Bahnen gelenkt werden könnte — 
das Gesetz selbst spricht nicht von „Aussetzung“ —, 
ist die entsprechende Anwendung des § 15 EheVerfO 
in der vorbereitenden Verhandlung zulässig. Die 
zwingend vorgeschriebene vorbereitende Verhand­
lung steht in so enger Beziehung zum streitigen 
Verfahren, daß es verfehlt erscheint, wenn 
man annehmen wollte, daß verschiedene prozeß- 
rechtliche Grundsätze für die Möglichkeiten einer 
Aussöhnung gelten sollen. Ihrem Wesen nach wird 
die Bestimmung des § 8 EheVerfO in der vorberei­
tenden Verhandlung in der Regel dann anzuwen­
den sein, wenn d>as Scheidungsverlangen nicht be­
gründet erscheint und d'as Gericht der klagenden 
Partei nach einer eingehenden Belehrung angeraten 
hatte, den Antrag zurückzunehmen. Die Aussetzung 
des Verfahrens gemäß § 15 EheVerfO wird dagegen 
dann in Frage kommen, wenn dlas Gericht in der 
vorbereitenden Verhandlung die Auffassung ge­
winnt, daß die Ehe zwar erheblich gestört, der Ausr 
söhnungsversuch aber noch begründete Aussicht auf 
Erfolg hat. Daher ist der Auffassung des Kreis­
gerichts Potsdam (Land) zuzustimmen, welches in 
den Sachen Ra 329/56, Ra 45/56 und Ra 66/57 ent­
sprechend verfahren ist.

4. Mehr als in allen anderen Bestimmungen des neuen 
Eherechts kommt in § 11 EheVerfO der innere Zu­
sammenhang zwischen dem materiellen Recht und 
dem Prozeßrecht zum Ausdruck. Nach dieser Be­
stimmung hat das Gericht im Zusammenwirken mit 
den Parteien den Sachverhalt allseitig aufzuklären 
und alle Möglichkeiten auszuschöpfen, durch die 
sich der wirkliche Zustand der Ehe, ihre Entwick­
lung und die Ursachen der Ehestörung feststellen 
lassen. Diesem Grundsatz werden viele Gerichte 
noch nicht gerecht. Er fordert von den Gerichten 
eine größere Initiative, insbesondere in der Auf­
klärung der für die Entscheidung wesentlichen Tat­
sachen, die von den Parteien nicht vorgebracht wor­
den sind. Die Gerichte verkennen zumeist noch, 
daß sie nicht an die von den Parteien angebotenen 
Beweismittel gebunden sind, sondern von sich aus 
die Aufnahme von Beweisen anordnen und nach 
Anhören der Parteien auch solche Tatsachen berück­
sichtigen müssen, die von diesen nicht vorgetragen, 
aber für die Entscheidung der Sache von Bedeutung 
sind. Wenn das Kreisgericht Karl-Marx-Stadt (Land) 
in der bereits erwähnten Sache (L) Ra 70/56 die Ehe 
der Parteien geschieden hat, ohne daß der Ver­
klagte überhaupt vor Gericht erschienen war und 
nicht eindeutig zu erkennen gegeben hatte, daß er 
es ablehne, überhaupt vor Gericht zu erscheinen, so 
liegt dlarin ein Verstoß gegen die Vorschrift des § 11 
EheVerfO. Nicht ausreichend war in diesem Ver­
fahren, daß das Kreisgericht von Amts wegen nur


